
 Verfassungsgerichtshof 

Judenplatz 11, 1010 Wien 

     B 345/05-11 

 

I M   N A M E N   D E R   R E P U B L I K ! 

 

 Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des 

Präsidenten 

 

            Dr.  K o r i n e k , 

 

in Anwesenheit der Vizepräsidentin 

 

            Dr.  B i e r l e i n  

 

und der Mitglieder 

            Dr.  B e r c h t o l d - O s t e r m a n n , 

            DDr. G r a b e n w a r t e r ,  

            Dr.  H a l l e r , 

            Dr.  H e l l e r , 

            Dr.  H o l z i n g e r , 

            Dr.  K a h r , 

            Dr.  L a s s , 

            Dr.  M ü l l e r , 

            Dr.  O b e r n d o r f e r , 

            DDr. R u p p e  und 

            Dr.  S p i e l b ü c h l e r   

 

sowie des Ersatzmitgliedes 

 

            Dr.  F e l z m a n n   

 

als Stimmführer, im Beisein der Schriftführerin 

 

            Mag. W a h r s t ö t t e r , 

 

(3. März 2006) 
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in der Beschwerdesache der C S - G a s t r o n o m i e  G m b H  

, (...)  Wien, vertreten durch Rechtsanwältin Dr. Michaela  

Iro, Invalidenstraße 13/1/15, 1030 Wien, gegen den Bescheid des 

Unabhängigen Verwaltungssenates Wien vom 1. Februar 2005, 

Zl. UVS-02/13/8181/2004, in seiner heutigen nichtöffentlichen 

Sitzung gemäß Art. 144 B-VG zu Recht erkannt: 

 

 Die beschwerdeführende Gesellschaft ist durch den ange-

fochtenen Bescheid im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht 

auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter verletzt worden. 

 

 Der Bescheid wird aufgehoben. 

 

 Der Bund (Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit) ist 

schuldig, der beschwerdeführenden Gesellschaft zuhanden ihrer 

Rechtsvertreterin die mit € 2.340,-- bestimmten Prozesskosten 

binnen 14 Tagen bei sonstiger Exekution zu bezahlen. 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 

 

 

I. 1. Die beschwerdeführende Gesellschaft betreibt am 

Standort Wien 15., (...), das Gastgewerbe in der Betriebsart 

einer Espressostube. 

 

 2.1. Am 17. September 2004 fand um ca. 23.30 Uhr eine 

Überprüfung dieses Lokals hinsichtlich der Einhaltung der gewer-

berechtlichen Bestimmungen (§ 338 Gewerbeordnung 1994) durch die 

zuständige Gewerbebehörde unter Hinzuziehung von Polizeieinsatz-

kräften und in Begleitung des Kamerateams eines privaten Fernseh-

senders statt. Die im Lokal anwesende Kellnerin, die den handels-

rechtlichen Geschäftsführer der beschwerdeführenden Gesellschaft 

umgehend telefonisch über die Kontrolle informierte, wurde zur 

Vorlage der Gewerbeberechtigung sowie der Betriebsanlagengenehmi-

gung aufgefordert; die Sicherheitswachebeamten nahmen bei den 

anwesenden Gästen Ausweiskontrollen vor. Das "mitgebrachte" 
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private Kamerateam filmte die im Lokal stattfindende behördliche 

Kontrolle.  

 

 2.2. Mit Schriftsatz vom 21. Oktober 2004 brachte die 

beschwerdeführende Gesellschaft gemäß Art. 129a Abs. 1 Z 2 B-VG 

eine Maßnahmenbeschwerde wegen behaupteter schikanöser Kontrolle 

am 17. September 2004 beim Unabhängigen Verwaltungssenat Wien (im 

Folgenden: UVS) ein. Begründend wurde im Wesentlichen vorge-

bracht, dass die behördliche Kontrolle mit einem Aufgebot an Per-

sonen (insbesondere Sicherheitswachebeamten) überzogen gewesen 

sei und dadurch - mangels Notwendigkeit der durchgeführten Kon-

trollmaßnahme - gegen das dem Art. 7 B-VG immanente Schikanever-

bot verstoßen habe, zumal der Behörde das Vorliegen der Gewerbe-

berechtigung sowie der Betriebsanlagengenehmigung nachweislich 

bereits vor der Kontrolle bekannt gewesen sei.  

 

 2.3. Mit Stellungnahme vom 10. Dezember 2004 äußerte 

sich der Magistrat der Stadt Wien zu dieser Beschwerde und führte 

zur Beiziehung des Fernsehteams Folgendes aus: 

 
 "Abschließend wird noch festgestellt, dass die Beiziehung 
des Fernseh-Teams zur Aktion nicht durch das Magistratische 
Bezirksamt veranlasst bzw. erfolgt ist. Die Beiziehung des Fern-
seh-Teams wurde von der Magistratsabteilung 53 - PID der Stadt 
Wien genehmigt, um die Öffentlichkeit über das Tätigwerden der 
Behörden und über die Behebung der massiven Missstände, wie sie 
in den Medien mehrmals dargestellt wurden, zu informieren."  

 

 2.4. Mit beim UVS eingebrachtem Schriftsatz vom  

29. Dezember 2004 ergänzte die beschwerdeführende Gesellschaft 

ihr Vorbringen dahingehend, dass die Behauptung, die BPD Wien 

habe Hinweise, wonach im verfahrensgegenständlichen Lokal Über-

tretungen nach dem Prostitutionsgesetz (bzw. dem Suchtmittel-

gesetz) begangen würden, unzutreffend sei; der Geschäftsführer 

der beschwerdeführenden Gesellschaft habe selbst das Kommissariat 

Schmelz aufgesucht, um diesen "Hinweisen" nachzugehen, wobei sich 

herausgestellt habe, dass diese nicht vorliegen. Weiters habe es 

trotz einer Vielzahl vorangegangener Kontrollen keinerlei Bean-
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standungen gegeben; insbesondere sei kein Strafverfahren gegen 

die beschwerdeführende Gesellschaft anhängig gemacht worden. 

Schließlich stünde es keiner Verwaltungsbehörde ohne rechtsstaat-

liches Verfahren frei, über Rechte Dritter dergestalt zu ver-

fügen, dass sie ein Fernsehteam hinzuziehe. Die beschwerdeführen-

de Gesellschaft führte weiters - bezugnehmend auf die vorange-

gangene Stellungnahme der belangten Behörde - wörtlich Folgendes 

aus: 

 
 "Die Ausführungen (...) hins. Fernsehteam stellen eine 
einzige Ungeheuerlichkeit dar, als ob es irgendeiner Verwaltungs-
behörde - noch dazu ohne rechtsstaatliches Verfahren (...) - 
freistünde, über Rechte Dritter oder gar Unbeteiligter zu ver-
fügen; und dies darüber hinaus sogar unter An- bzw. Abgabe einer 
Art Pseudorechtfertigung durch eine Organisationsgliederung, der 
(...) nicht einmal Behördencharakter zukommt. 
 
 (...) 
 
 Die Einsätze mit einem - was das Lokal der Bf.in betrifft - 
überzogenen Personeneinsatz, hatte erhebliche Umsatzeinbrüche zur 
Folge, die den Weiterbestand des Betriebes ernstlich zu gefährden 
geeignet sind. Die Bf.in sieht sich somit einem gesetzlosen 
Rechtfertigungsdruck ausgesetzt, der ihre personellen und 
finanziellen Mittel untunlicherweise überstrapaziert, was die 
Bf.in in ihrer grund- und konventionsmäßig garantierten Erwerbs-
freiheit in rechtswidriger und unzumutbarer Weise einengt. 
 
 (...)" 

 

 2.5. Mit Bescheid vom 1. Februar 2005 wies der UVS die 

Beschwerde als unzulässig zurück. Begründend führte die belangte 

Behörde dazu im Wesentlichen Folgendes aus: 

 
 "Der entscheidungswesentliche Sachverhalt, wonach die 
belangte Behörde gemeinsam mit der Bundespolizeidirektion Wien am 
17.9.2004 die Betriebsanlage der (...) GmbH (...) hinsichtlich 
der Einhaltung der gewerberechtlichen Bestimmungen im Beisein 
eines Fernsehteams überprüft hat, ist unstrittig. (...) 
 
 Im Hinblick auf diese Übereinstimmung im entscheidungs-
wesentlichen Sachverhalt bedurfte es keiner zusätzlichen Beweise; 
die Beweiswürdigung entfällt daher. 
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 (...) 
 
 Vor allem aber stellte diese Kontrolle - selbst wenn sie 
schikanös erfolgt sein sollte - auch als solche keinerlei Zwang 
dar, welcher sich gegen die Beschwerdeführerin, gegen deren 
Geschäftsführer oder gegen Angestellte der Beschwerdeführerin 
gerichtet hätte. Wären die verlangten Unterlagen nicht vorgewie-
sen worden, so hätte die Konsequenz in einem Strafverfahren be-
stehen können oder in sonstigen gewerberechtlichen Maßnahmen, 
welche mit Bescheid zu erlassen gewesen wären. In dem zugehörigen 
Verfahren hätte jederzeit eingewendet werden können, die Kontrol-
le sei schikanös und die Behörde zu ihrer Durchführung nicht be-
rechtigt gewesen.  
 
 Insgesamt ermangelt es sohin unter jedem möglichen Aspekt 
der in Beschwerde gezogenen Amtshandlung - betreffend die 
Nachschau bzw. das Betreten, die Aufforderungen an die 
Angestellten und die behauptetermaßen schikanöse Kontrolle als 
solche - an einer Handlung, welche als Ausübung unmittelbaren 
Zwangs oder doch als Androhung eines solchen, somit als 
verwaltungsbehördlicher Befehl, qualifiziert werden könnte. (...) 
 
 (...)" 
 

 2.6. Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende, 

auf Art. 144 B-VG gestützte Beschwerde, in der die Verletzung der 

verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte auf ein Verfahren 

vor dem gesetzlichen Richter (Art. 83 Abs. 2 B-VG) sowie auf ein 

faires Verfahren (Art. 6 EMRK) geltend gemacht und die kosten-

pflichtige Aufhebung des angefochtenen Bescheides begehrt werden.  

 

 Begründend wird in der Beschwerde u.a. vorgebracht: 

 
 "Selbst der angefochtenen Entscheidung ist eine Reihe von 
festgestellten Verfehlungen zu entnehmen (...), die Begründung, 
in einem Lokal von 50 m² sei das plötzliche Eindringen von 15 
Personen samt laufender Kamera nicht als zumindest bedrohlich zu 
empfinden, widerspricht eklatant der Lebenserfahrung und dem 
Wortverständnis bei Verwendung des Imperativs.  
 
 Aus diesem Grund hat die Bf.in auch ihre Beschwerde an die 
b(elangte) B(ehörde) auf das dem Art 7 B-VG immanente Schika-
neverbot gestützt.  
 
 (...) 
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 § 338 GewO enthält ausdrückliche Anordnungen, wie sich 
Behördenorgane zu verhalten haben, nämlich ohne Beeinträchtigung 
des Betriebsablaufes, was eingestandener- und dokumentiertermaßen 
(durch die Videoaufzeichnung) gröblich mißachtet wurde. Ob 
rechtswidriges Verhalten von Behördenorganen ob- und/oder subjek-
tiverweise als Zwang empfunden wird, ebenso, ob dies zu Recht 
oder nicht geschehen ist, war im anhängig gemachten Verfahren zu 
klären gewesen.  
 
 (...) 
 
 Bezeichnenderweise wird die Verletzung des Hausrechtes durch 
gesetzwidrige Videoaufnahmen durch den bekämpften Bescheid 
überhaupt übergangen, jedoch durch die beigebrachte Kassette und 
die Angabe des Fernsehmitarbeiters, er sei von der Stadt Wien zu 
Filmaufnahmen berechtigt, sogar bewiesen ist.  
 
 (...)" 
 

 2.7. Der UVS legte die Verwaltungsakten vor, verzichtete 

aber auf die Erstattung einer Gegenschrift. Mit Schriftsatz vom 

19. Mai 2005 wurde beantragt, die Beschwerde (kostenpflichtig) 

als unbegründet abzuweisen; ergänzend führte der UVS - unter Be-

zugnahme auf einen weiteren Schriftsatz des Verfassungsgerichts-

hofes - Folgendes aus: 

 
 "Zu den mit d.g. Schreiben vom 10.5.2005 an die belangte 
Behörde gerichteten Fragen betreffend die Teilnahme eines Fern-
sehreporters an der nach Art. 129a Abs. 1 Z 2 B-VG in Beschwerde 
gezogenen Amtshandlung und seiner behaupteten Autorisierung durch 
die vor dem UVS belangte Behörde (Magistrat der Stadt Wien) lie-
gen - abgesehen von der bereits mit Schriftsatz vom 26.4.2005 
übermittelten Videokassette - keine nähren Informationen vor, hat 
doch der belangte UVS mit angefochtenem Bescheid das Vorliegen 
einer Maßnahme unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und 
Zwangsgewalt bereits aufgrund des schriftlichen Vorbringens ver-
neint, sich deshalb zur materiellen Beurteilung nicht für zustän-
dig erachtet, und die Beschwerde dem gemäß ohne weitere Ermitt-
lungen als unzulässig zurückgewiesen. 
 
 (...)" 
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II. Die im vorliegenden Fall maßgeblichen Bestimmungen der 

Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194/1994 idgF, lauten wie folgt: 

 
 "§ 338. (1) Soweit dies zur Vollziehung der gewerbe-
rechtlichen Vorschriften erforderlich ist, sind die Organe der 
zur Vollziehung dieser Vorschriften zuständigen Behörden sowie 
die von diesen Behörden herangezogenen Sachverständigen berech-
tigt, Betriebe sowie deren Lagerräume während der Betriebszeiten 
zu betreten und zu besichtigen und Kontrollen des Lagerbestandes 
vorzunehmen und in alle Geschäftsunterlagen Einsicht zu nehmen 
und Beweismittel zu sichern. Der Betriebsinhaber oder dessen 
Stellvertreter ist spätestens beim Betreten des Betriebes oder 
der Lagerräume zu verständigen. Insoweit die Organe des öffent-
lichen Sicherheitsdienstes gemäß § 336 bei der Vollziehung dieses 
Bundesgesetzes mitzuwirken haben, haben ihnen die Gewerbetreiben-
den auf Verlangen alle für die Gewerbeausübung maßgebenden be-
hördlichen Urkunden vorzuweisen und zur Einsichtnahme auszuhändi-
gen. Liegt gegen eine Person der Verdacht einer Verwaltungsüber-
tretung gemäß § 366 Abs. 1 Z 1, 2 oder 3 vor, so hat sich diese 
Person gegenüber den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
auszuweisen. 
 (2) Soweit dies zur Vollziehung der gewerberechtlichen 
Vorschriften erforderlich ist, hat der Betriebsinhaber oder 
dessen Stellvertreter den Organen der im Abs. 1 genannten Behör-
den sowie den von diesen Behörden herangezogenen Sachverständigen 
das Betreten und die Besichtigung des Betriebes und der Lager-
räume zu ermöglichen sowie den Anordnungen dieser Organe zur 
Inbetriebnahme oder Außerbetriebsetzung und über die Betriebs-
weise von Maschinen und Einrichtungen und zur Vornahme betrieb-
licher Verrichtungen zu entsprechen; weiters hat er den im Abs. 1 
genannten Behörden die notwendigen Auskünfte zu geben, notwendige 
Unterlagen vorzulegen und erforderlichenfalls Einblick in die 
Aufzeichnungen über den Lagerbestand sowie über die Warenein- und 
-ausgänge zu gewähren. 
 (3) Soweit dies zur Vollziehung der gewerberechtlichen 
Vorschriften erforderlich ist, sind die Organe der zur Vollzie-
hung dieser Vorschriften zuständigen Behörden sowie die von 
diesen Behörden herangezogenen Sachverständigen auch berechtigt, 
Proben im unbedingt erforderlichen Ausmaß zu entnehmen. Dem Be-
triebsinhaber oder seinem Stellvertreter ist eine schriftliche 
Bestätigung über die Probenentnahme sowie auf Verlangen eine 
Gegenprobe auszufolgen. Auf Verlangen des Betriebsinhabers hat 
der Bund für die entnommene Probe eine von der zuständigen 
Behörde zu bestimmende Entschädigung in der Höhe des Einstands-
preises zu leisten, falls dieser mehr als 36 € beträgt. Die Ent-
schädigung entfällt, wenn auf Grund dieser Probe eine Maßnahme 
gemäß § 69 Abs. 4 oder § 360 getroffen worden ist oder eine 
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bestimmte Person bestraft oder auf den Verfall der Probe erkannt 
worden ist. 
 (4) Die Organe der im Abs. 1 genannten Behörden haben 
bei den Amtshandlungen gemäß Abs. 1 und 2 darauf Bedacht zu neh-
men, daß jede nicht unbedingt erforderliche Störung oder Behinde-
rung des Betriebes vermieden wird. 
 (5) Die gemäß Abs. 2 letzter Halbsatz erhaltenen Angaben 
dürfen nur für die Vollziehung der gewerberechtlichen Vorschrif-
ten verwendet werden. 
 (6) Die Bestimmungen des Arbeitsinspektionsgesetzes 
1993, BGBl. Nr. 27, und die Bestimmungen des Bundesgesetzes über 
die Verkehrs-Arbeitsinspektion, BGBl. Nr. 650/1994, werden durch 
dieses Bundesgesetz nicht berührt. 
 (7) Die Organe der zur Vollziehung der gewerberecht-
lichen Vorschriften zuständigen Behörden sind berechtigt, die 
zuständigen Behörden zu verständigen, wenn sie im Rahmen ihrer 
Tätigkeit zu dem begründeten Verdacht gelangen, daß eine Übertre-
tung arbeitsrechtlicher oder sozialversicherungsrechtlicher oder 
steuerrechtlicher Vorschriften vorliegt. 
 (Anm.: richtig: (8)) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Arbeit und die FMA arbeiten bei der Vollziehung der 
Bestimmungen über Versicherungsvermittlung nach diesem Bundes-
gesetz sowie nach dem BWG und dem VAG in wechselseitiger Hilfe-
leistung zusammen." 

 
"V. Hauptstück 

Strafbestimmungen 
 
 § 366. (1) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geld-
strafe bis zu 3 600 € zu bestrafen ist, begeht, wer 
 1. ein Gewerbe ausübt, ohne die erforderliche Gewerbe- 
    berechtigung erlangt zu haben; 
 2. eine genehmigungspflichtige Betriebsanlage (§ 74)  
    ohne die erforderliche Genehmigung errichtet oder  
    betreibt; 
 3. eine genehmigte Betriebsanlage ohne die erforderliche  
    Genehmigung ändert oder nach der Änderung betreibt  
    (§§ 81f); 
    (...)" 

 
 "§ 368. Eine Verwaltungsübertretung, die mit einer Geld-
strafe bis zu 1 090 Euro zu bestrafen ist, begeht, wer andere als 
in den §§ 366 und 367 genannte Gebote oder Verbote dieses Bundes-
gesetzes oder der auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Ver-
ordnungen oder der Bescheide, die auf Grund der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes oder auf Grund dieses Bundesgesetzes erlas-
sener Verordnungen ergangen sind, nicht einhält." 
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III. Der Verfassungsgerichtshof hat über die - zulässige - 

Beschwerde erwogen: 

 

 1. In der Beschwerde wird - auf das Wesentliche zusam-

mengefasst - ausgeführt, dass der UVS es unterlassen habe, die 

mit der Amtshandlung verbundenen Rechts- und Tatsachenfragen zu 

erörtern, wodurch die beschwerdeführende Gesellschaft (u.a.) in 

ihrem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf ein Verfah-

ren vor dem gesetzlichen Richter verletzt worden sei. So habe 

sich die belangte Behörde in der Begründung des bekämpften Be-

scheides mit dem Vorbringen der beschwerdeführenden Gesellschaft 

hinsichtlich der - ihrer Auffassung nach - gesetzwidrigen Bei-

ziehung eines Kamerateams zu einer behördlichen Amtshandlung in 

keiner Weise auseinandergesetzt. 

 

 2. Die Beschwerde ist im Ergebnis begründet: 

 

 Das Recht auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter 

wird durch den Bescheid einer Verwaltungsbehörde verletzt, wenn 

die Behörde eine ihr gesetzlich nicht zukommende Zuständigkeit in 

Anspruch nimmt oder in gesetzwidriger Weise ihre Zuständigkeit 

ablehnt (zB VfSlg. 9696/1983), etwa, indem sie zu Unrecht eine 

Sachentscheidung verweigert (zB VfSlg. 10.374/1985, 11.405/1987, 

13.280/1992, 16.253/2001, 17.028/2003). 

 

 Bedenken gegen die Rechtsgrundlagen wurden nicht vorge-

bracht und es sind solche beim Verfassungsgerichtshof aus Sicht 

dieser Beschwerde auch nicht entstanden. 

 

 3.1. Der UVS hat die Zurückweisung der von der beschwer-

deführenden Gesellschaft erhobenen Maßnahmenbeschwerde im Kern 

damit begründet, dass es "unter jede(m) möglichen Aspekt der in 

Beschwerde gezogenen Amtshandlung - betreffend die Nachschau bzw. 

das Betreten, die Aufforderungen an die Angestellten und die be-

hauptetermaßen schikanöse Kontrolle als solche -  an einer Hand-

lung, welche als Ausübung unmittelbaren Zwangs oder doch als An-



- 10 - 

drohung eines solchen mangle, die als verwaltungsbehördlicher Be-

fehl qualifiziert werden könnte". Mangels Vorliegens "eines zu-

lässigen Gegenstandes", also einer Handlung, die als Akt unmit-

telbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt zu 

qualifizieren wäre, wurde die Beschwerde vom UVS zurückgewiesen. 

 

 Der UVS kam zu diesem Ergebnis, weil er die im Zuge der 

behördlichen Kontrolle gemäß § 338 Gewerbeordnung durchgeführten 

Amtshandlungen durch die Gewerbebehörde und die Amtshandlungen 

der Bundespolizeidirektion Wien nach dem Sicherheitspolizeigesetz 

als nicht in seine Zuständigkeit fallend bewertete, zumal das 

Vorbringen der beschwerdeführenden Gesellschaft, die "Kontrolle 

sei schikanös und die Behörde zu ihrer Durchführung nicht berech-

tigt gewesen", in den (allenfalls) nachgelagerten Verwaltungsver-

fahren (nach der Gewerbeordnung oder dem Sicherheitspolizeige-

setz) von den zuständigen Behörden zu klären wäre. Die Ausübung 

unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt 

sei sohin nicht gegeben gewesen.  

 

 Was die Beiziehung eines privaten Kamerateams betrifft, 

hat der UVS keine eigenständigen rechtlichen Überlegungen ange-

stellt.  

 

 3.2. Vorerst ist im Lichte der ständigen Judikatur des 

Verfassungsgerichtshofes zu beachten, dass "der Verfassungsge-

setzgeber (...) bei der Ausgestaltung der Kompetenzen der unab-

hängigen Verwaltungssenate durch Art. 129a B-VG ersichtlich von 

der Zielsetzung ausgegangen (ist), die unabhängigen Verwaltungs-

senate (...) als Verwaltungsorgane einzurichten, die die 

Verwaltung kontrollieren (vgl. VfSlg. 14.891/1997)". "Zweck eines 

Maßnahmenbeschwerdeverfahrens vor dem UVS ist die - nachträgliche 

- Feststellung der Rechtmäßigkeit oder Rechtswidrigkeit eines 

Akts unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangs-

gewalt" (vgl. VfSlg. 16.109/2001). 

 

 Die unabhängigen Verwaltungssenate erkennen demnach über 

Beschwerden von Personen, die behaupten, durch die Ausübung 
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unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt 

in ihren Rechten verletzt zu sein; sie haben den der jeweiligen 

Maßnahmenbeschwerde zugrunde liegenden Sachverhalt in jeder Hin-

sicht auf seine Rechtmäßigkeit zu überprüfen.  

 

 Im vorliegenden Fall hätte der UVS sohin die Rechtmäßig-

keit der Amtshandlungen nach der Gewerbeordnung und dem Sicher-

heitspolizeigesetz - unter Einbeziehung einer rechtlichen Beur-

teilung hinsichtlich des Vorgehens des privaten Kamerateams - un-

abhängig von einem ausdrücklichen Antrag der Partei überprüfen 

müssen. 

 

 3.3. Was die Mitnahme eines privaten Kamerateams auf-

grund der "Autorisierung" durch den Magistrat der Stadt Wien be-

trifft, so ist das Vorgehen des Kamerateams - dessen Zweck es 

war, die Amtshandlungen für eine Ausstrahlung im Fernsehen zu 

filmen, um die Öffentlichkeit über das Tätigwerden der Behörden 

zu informieren, wobei das Kamerateam "unter dem Schutz" der ge-

werbebehördlichen Überprüfung Zutritt zum Lokal der beschwerde-

führenden Gesellschaft erlangte - aufgrund der Lage des Falles 

jedenfalls dem Magistrat zuzurechnen.  

 

 3.4. Es trifft zu, dass der Verfassungsgerichtshof das 

Vorliegen einer faktischen Amtshandlung allein durch das 

"schlichte Fotografieren im Zuge einer Amtshandlung" ebenso ver-

neint hat (vgl. VfSlg. 11.935/1988), wie das Herstellen von 

Videoaufzeichnungen einer Versammlung durch die Bundespolizei-

direktion Wien (vgl. VfSlg. 15.109/1998); dabei darf jedoch nicht 

übersehen werden, dass die Verwendung der so erhobenen Daten 

allein behördeninternen gesetzlichen Verpflichtungen diente.  

 

 Im Ergebnis ist aber das Tätigwerden des privaten Kame-

rateams anders als in den Erkenntnissen VfSlg. 11.935/1988 und 

15.109/1998 zu beurteilen: Die als Einheit zu wertenden Amtshand-

lungen -nach der Gewerbeordnung und dem Sicherheitspolizei- 

gesetz - (vgl. dazu etwa VfSlg. 16.109/2001), im Zuge derer der 

anwesenden Vertreterin der beschwerdeführenden Gesellschaft durch 



- 12 - 

die Anwesenheit mehrerer Organwalter der Eindruck vermittelt 

wurde, die Anwesenheit des Kamerateams dulden zu müssen, wäre vom 

UVS daher jedenfalls im Hinblick darauf zu überprüfen gewesen, ob 

die beschwerdeführende Gesellschaft schon dadurch in ihren 

Rechten verletzt wurde. 

 

 3.5. Zusammenfassend ist also festzuhalten, dass der 

UVS, indem er die Beiziehung des privaten Kamerateams durch den 

Magistrat von vornherein als rechtlich unmaßgeblich bewertete, zu 

Unrecht eine Sachentscheidung verweigerte, zumal eine Rechtsver-

letzung durch die Mitnahme des Fernsehteams möglich erscheint, 

jedenfalls aber ein - vom UVS auf seine Rechtmäßigkeit zu prüfen-

der - Akt unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt gesetzt wurde 

(vgl. dazu etwa das Erkenntnis VfSlg. 14.864/1997).  

 

 4. Die belangte Behörde hat aus diesem Grund zu Unrecht 

eine Sachentscheidung verweigert, wodurch die beschwerdeführende 

Gesellschaft in ihrem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht 

auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter verletzt wurde. 

 

 Der Bescheid war daher aufzuheben.  

 

 5. Die Kostenentscheidung stützt sich auf § 88 VfGG. Im 

zugesprochenen Betrag ist Umsatzsteuer in der Höhe von € 360,-- 

sowie die (entrichtete) Eingabegebühr in der Höhe von € 180,-- 

enthalten. 

 

 6. Dies konnte gemäß § 19 Abs. 4 erster Satz VfGG ohne 

mündliche Verhandlung in nichtöffentlicher Sitzung beschlossen 

werden.  

 

Wien, am 3. März 2006 

Der Präsident: 

Dr. K o r i n e k 

 

Schriftführerin: 

Mag. W a h r s t ö t t e r 


